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ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZRFC Risk, Fraud & Compliance (Zeitschrift)
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft
ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht
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Kapitel 1

Einführung

§ 1 Problemaufriss

Die Geschäftsleiterhaftung steht seit Jahren im Mittelpunkt der politischen und
wissenschaftlichen Diskussion. In der Rechtspolitik zeigen sich in den letzten Jahren
immer stärkere Tendenzen, die Haftung der Geschäftsleiter zu verschärfen und den
Aktionären Mittel in die Hände zu geben, mit denen sie Ansprüche gegen pflicht-
vergessene Vorstandsmitglieder wirksam verfolgen können.1 Auch staatliche Insti-
tutionen und gesellschaftsfremde Gläubiger sollen in die Lage versetzt werden, et-
waiges Fehlverhalten der Geschäftsleiter wirksam zu sanktionieren. Die Summen,
die der Vorstand im Fall einer Inanspruchnahme leisten muss, können dabei be-
trächtlich sein. Zugleich webt der Gesetzgeber im Sekundentakt ein immer un-
durchsichtigeres Netz von Pflichten, die Geschäftsleiter im Rahmen ihrer Organ-
tätigkeit zu beachten haben. Die Grenzen dieser Pflichten sind dabei nicht immer klar
umrissen, sondern erfordern von den Vorstandsmitgliedern eine sorgfältige juristi-
sche Analyse, die selbst ausgebildete Juristen vor erheblichen Herausforderungen
stellt. Die fortschreitende Verschärfung der Vorstandshaftung ist irritierend, wenn
man bedenkt, dass das Fehlverhalten der Geschäftsleitung häufig nur in reinen
Auslegungsfehlern liegt, die in ihrem Unrechtsgehalt zwar nicht besonders
schwerwiegend erscheinen, aber dennoch mit voller Wucht sanktioniert werden: Der
Vorstand muss nicht nur mit Geldbußen und Schadensersatzansprüchen rechnen,
sondern ihm droht darüber hinaus ein Verlust des Arbeitsplatzes und der Reputation.
Hinzu kommt, dass diese Auslegungsfehler des Vorstands in zahlreichen Fällen
lediglich darauf zurückzuführen sind, dass der Gesetzgeber selbst seinen rechts-
staatlichen Pflichten nur dürftig nachgekommen ist, indem er nicht für eine hin-
reichend klare Rechtslage gesorgt hat.

1 Im Zuge des Gesetzes zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfech-
tungsrechts vom 22.9.2005 (BGBl. I, S. 2802; im Folgenden: UMAG) stärkte der Gesetzgeber
die Verfolgungsrechte der Aktionäre. Mit dem Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsver-
gütung vom 31.7.2009 (BGBl. I, S. 2509; im Folgenden: VorstAG) führte er in § 93 Abs. 2
Satz 3 AktG eine Selbstbehaltspflicht für Vorstandsmitglieder für den Fall ein, dass die Ge-
sellschaft zu deren Gunsten einen D&O-Versicherungsvertrag abgeschlossen hatte. Zudem
wurde im Zuge des Restrukturierungsgesetzes (BGBl. I 2010, S. 1900) die Verjährungsfrist für
Schadensersatzansprüche gegen Geschäftsleiter börsennotierter Unternehmen auf zehn Jahre
verlängert.



Diese – aus Sicht des Vorstands missliche – Situation hat zu zahlreichen Versu-
chen geführt, die Geschäftsleiterhaftung auf ein angemessenes Maß zu beschränken.
Im legislatorischen Bereich ist etwa die Kodifizierung der Business Judgment Rule in
§ 93 Abs. 1 Satz 2 AktG durch das UMAG zu nennen.2 Das Schrifttum bemüht sich,
die Folgen der Vorstandshaftung durch Regressbeschränkungen oder im Rahmen der
Schadensberechnung zu entschärfen.3 Im Mittelpunkt dieser Arbeit soll die Frage
stehen, ob und inwieweit Auslegungsfehler die Geschäftsleiterhaftung begründen
können und unter welchen Umständen sich der Vorstand entlasten kann, wenn er eine
Fehlentscheidung aufgrund unklarer Rechtslage getroffen hat. Um eine Verständ-
niskulisse zu schaffen, werden in einem ersten Schritt die Grundlagen der Vor-
standshaftung untersucht. Die herrschende Auffassung im Schrifttum geht davon
aus, dass die Geschäftsleiter für ihr Fehlverhalten bußgeld-, straf- und zivilrechtlich
sanktioniert werden können. Insbesondere im Aktienrecht ist das Meinungsbild
einhellig: Zahlreiche Autoren stellen auf die sog. Legalitätspflicht ab, deren
schuldhafte Verletzung einen Schadensersatzanspruch begründet. Darunter wird die
Pflicht des Vorstands verstanden, dafür zu sorgen, dass die Gesellschaft im Au-
ßenverhältnis rechtsmäßig handelt. Die Grundlagen der Legalitätspflicht werden
aber meist stiefmütterlich behandelt. Kann die ordnungs- und zivilrechtliche Ver-
antwortlichkeit des Vorstands – insbesondere die interne Legalitätspflicht – entgegen
der herrschenden Auffassung nicht begründet werden, stellt sich auch die Frage nach
einer Enthaftung nicht.

Muss die Geschäftsleitung mit einer Inanspruchnahme rechnen, ist zu untersu-
chen, wie die Rechtsordnung auf Verstöße gegen Normen reagiert, deren Reichweite
nicht hinreichend deutlich umrissen ist. Es ist zu klären, ob und inwieweit ein
Vorstandsmitglied haftet, wenn es eine unscharf formulierte Vorschrift anders auslegt
als die Gerichte, und mit welchen Mitteln es sich in einem solchen Fall verteidigen
kann. Dabei sind im Ausgangspunkt zwei dogmatische Wege denkbar: Zum einen
könnte sich der Vorstand auf einen Ermessensspielraum berufen, um der Haftung zu
entgehen. Steht dem Vorstand ein solcher Spielraum zu, kann er sich innerhalb
dessen Grenzen bewegen, ohne dass er für sein Verhalten sanktioniert werden darf. In
diesem Zusammenhang spielt insbesondere die Business Judgment Rule eine zen-
trale Rolle: In § 93 Abs. 1 Satz 2 AktG hat der Gesetzgeber die Grenzen des Ge-
schäftsleiterermessens kodifiziert. Zum anderen ist zu untersuchen, ob sich der
Vorstand exkulpieren kann, indem er sich auf einen Rechtsirrtum beruft. Der
Rechtsirrtum als Entlastungsinstrument beschäftigt die Wissenschaft und Praxis seit
einigen Jahrhunderten. Dennoch ist bislang weder der Rechtsprechung noch dem
Schrifttum gelungen, eine überzeugende Lösung des Problems zu entwickeln. Mit
Blick auf die bisherige Entwicklung wird in der Untersuchung der Versuch unter-
nommen, einen dogmatisch abgesicherten und zugleich praktikablen Weg zu finden,
um das Irrtumsproblem in den Griff zu bekommen.

2 Zur Business Judgment Rule ausf. unter § 8.
3 Dazu § 6 IV. und V.
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Als Referenzmodell soll dabei ein Rechtsgebiet dienen, dessen praktische Re-
levanz für die Vorstandsverantwortlichkeit bislang nicht hinreichend gewürdigt
wurde: das Kartellrecht. Zahlreiche Unternehmen kommen mit dem Wettbewerbs-
recht in Berührung, etwa wenn sie mit ihren Lieferanten und Kunden über Preise oder
Vertragsbedingungen verhandeln oder planen, mit Konkurrenten zur Ausnutzung
von Synergieeffekten eine gemeinsame Geschäftstätigkeit einzugehen. Aus Sicht der
Geschäftsleiter sind solche Kontakte eine Quelle erheblicher Haftungsrisiken, weil
kartellrechtliche Regelungen häufig unklar und dadurch in der praktischen An-
wendung schwer zu handhaben sind.4 Hinzu kommt, dass die Kartellbehörden eine
Wettbewerbspolitik verfolgen, die auf Abschreckung ausgerichtet ist.5 Die Euro-
päische Kommission verhängte im Zeitraum zwischen 2007 und 2010 Geldbußen in
einer Gesamthöhe von über 10 Mrd. Euro.6 Auch das Bundeskartellamt verschärfte
seine Sanktionspraxis: Während die Summe der im Zeitraum zwischen 1994 und
1997 verhängten Geldbußen ca. 165 Mio. Euro betrug, stieg sie im Zeitraum zwi-
schen 2006 und 2009 auf ca. 1 Mrd. Euro an. Im Durchschnitt verhängte das Bun-
deskartellamt gegen ein wettbewerbswidrig handelndes Unternehmen von 2006 bis
2009 eine Geldbuße i.H.v. ca. 12 Mio. Euro.7 Schließlich ist nicht zu vernachlässi-
gen, dass die private Durchsetzung des Kartellrechts schrittweise fortentwickelt
wird, wodurch die Haftungsgefahren steigen.8 Vor dem Hintergrund der kartell-
rechtlichen Besonderheiten beschäftigt sich die Untersuchung nicht nur mit den
allgemeinen Fragen der Ermessens- und Irrtumsdogmatik, sondern geht auch auf
spezifisch wettbewerbsrechtliche Probleme ein und rundet die methodischen Aus-
führungen mit praxisrelevanten Beispielen ab.

§ 2 Kartellrecht als Referenzmodell

I. System der kartellrechtlichen Selbsteinschätzung
und more economic approach

Die besondere Haftungsrelevanz des Kartellrechts ergibt sich aus zwei Um-
ständen: Zum einen gehen die Wettbewerbsbehörden dazu über, schärfere Sank-
tionen gegen kartellrechtswidrig handelnde Unternehmen zu verhängen.9 Zum an-
deren ist das Kartellverfahrensrecht auf europäischer und deutscher Ebene grund-

4 Dazu im Detail § 2.
5 Hierzu etwa der Präsident des Bundeskartellamts Mundt, FS Möschel, S. 427, 429 ff.
6 Zu den Zahlen Fabisch, WuW 2013, 91, 92 f.; Meyer-Lindemann, WuW 2011, 1235, 1236.

Vgl. aber auch Weitbrecht/Mühle, EuZW 2012, 290 f., die feststellen, dass die Kommission seit
Beginn der Finanzmarktkrise bemüht ist, die Bußgelder nicht weiter ansteigen zu lassen.

7 So die Zusammenstellung von Mundt, FS Möschel, S. 427, 431 f. Vgl. ferner Meyer-
Lindemann, WuW 2011, 1235, 1236.

8 Dazu Meyer-Lindemann, WuW 2011, 1235, 1243 ff.; Mundt, FS Möschel, S. 427, 438 f.
9 Vgl. bereits § 1.
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